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DOWAS eröffnet neues Zentrum 
Seit 35 Jahren kümmert sich der Verein Dowas um obdachlose und arbeitslose 
Menschen. Am Freitag wurden die neuen Räumlichkeiten in Bregenz eröffnet mit elf 
Notschlafplätzen und fünf Wohnungen. Dabei zog der Verein auch Halbjahresbilanz. 

Noch im vergangenen Jahr verzeichnete DOWAS mit der Betreuung von 1.226 
Mindestsicherungs-Klienten einen Rekordwert. Im ersten Halbjahr dieses Jahres sanken die 
Zahlen deutlich, nämlich um insgesamt sechs Prozent. DOWAS-Geschäftsführer Michael 
Diettrich führt dies auf den wirtschaftlichen Aufschwung zurück. 

Wirtschaftsaufschwung bestimmt Klientenzahl 
Seit 2008 sei die Zahl der Klienten durchgehend gestiegen, nur das Jahr 2012 sei ein 
Ausreißer gewesen. Damals gab es einen wirtschaftlichen Aufschwung, so Diettrich. Das sei 
eine Parallele zum Jahr 2017. Das sei ein klarer Beleg dafür, dass es nicht um die soziale 
Hängematte gehe, in die angeblich massenhaft die Leute strebten. Es komme allein auf die 
Wirtschaft an und die wirtschaftliche Entwicklung, so Diettrich. 

„Sparpolitik ist ein Fehler“ 
In den vergangenen fünf Jahren wurden aus Diettrichs Sicht in der Wirtschaftspolitik schwere 
Fehler gemacht. Man habe viel zu schnell wieder auf Sparpolitik umgeschaltet, auf 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte. Dabei habe man vergessen, dass man in einer 
Marktwirtschaft Nachfrage brauche, nach dem, was man produziert. Nun biete der 
wirtschaftliche Aufschwung auch Niedrigqualifizierten wieder Arbeitsplätze, sagt Diettrich. 

Teure Wohnungen bringen neue Abhängigkeiten 
Für eine anhaltende Entspannung der Armutssituation im Land wären aber vor allem 
Wohnungen, die man sich leisten kann, notwendig, sagt der DOWAS-Vorsitzende Peter 
Niedermair. Die hohen Quadratmeterpreise in Vorarlberg seien unverschämt, kritisiert 
Niedermair. „Das kann sich niemand mehr leisten. Da werden permanent neue 
Abhängigkeiten von Menschen geschaffen, die dann nicht mehr wissen, wie sie das 
finanzieren.“ 

Dowas wird Anfang nächsten Jahres in Lauterach eine Wohnanlage für Wohnungslose 
errichten. Dort sollen zwischen zehn und 16 neue Wohneinheiten entstehen. 

Publiziert am 13.10.2017 
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Vorarlberg: “dowas” eröffnet neuen 
Standort  
13. Oktober 2017 13:36  

 
Im Bregenzer Sandgrubenweg eröffnete der neue Standort der "dowas". - © VLK/Serra  

Am Freitag eröffnete der neu bezogene Standort der Sozialeinrichtung “dowas” im 
Sandgrubenweg in Bregenz. Sämtliche Beratungs- und Hilfsangebote können ab sofort 
unter einem gemeinsamen Dach in Anspruch genommen werden.  

Beim Festakt bedankten sich Soziallandesrätin Katharina Wiesflecker und der für Integration 
zuständige Landesrat Erich Schwärzler bei allen Mitarbeitenden für die unverzichtbare 
Arbeit: “Aus dem dicht gewobenen sozialen Netz des Landes ist ‘dowas’ heute nicht 
wegzudenken.” 

Neue Perspektiven und Chancen 
Der Verein “Dowas – Der Ort für Wohnungs- und Arbeitssuchende” eröffnet Menschen in 
schwierigen Lebenssituationen neue Perspektiven und Chancen und zeigt Auswege auf. Es 
gehe darum, all jenen kompetente Hilfe zu leisten, die Gefahr laufen, den gesellschaftlichen 
Anschluss zu verlieren, hielt Wiesflecker in ihren Grußworten fest: “Die niederschwelligen 

http://www.vol.at/vorarlberg-dowas-eroeffnet-neuen-standort/5507393


Angebote ermöglichen es, wieder Halt und den Weg zurück in ein geregeltes Leben zu 
finden”. 

Flüchtlinge aufgenommen 
Integrationslandesrat Schwärzler würdigte die Rolle der Sozialeinrichtung “dowas” bei der 
Bewältigung der vielfältigen Herausforderungen im Zusammenhang mit der 
Flüchtlingsaufnahme im Jahr 2015. Etwa ein Drittel der Klientinnen und Klienten, die von der 
Einrichtung damals betreut wurden, waren Konventionsflüchtlinge oder subsidiär 
Schutzberechtigte. “Mit diesem Einsatz hat ‘dowas’ ebenso dazu beigetragen, dass in 
Vorarlberg der schwierigen Aufgabenstellung mit Anstand und Menschlichkeit begegnet 
worden ist”, betonte Schwärzler. 

(VLK) 
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Nach Dowas-Jahresbericht: SPÖ kritisiert 
Kürzung der Mindestsicherung  
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Einwallner kritisiert die Kürzung der Mindestsicherung. - © Steurer  
 
Die SPÖ Vorarlberg will im heute veröffentlichten Jahresbericht der Notschlafstelle DOWAS eine 
vernichtende Kritik an der Sozialpolitik des Landes erkennen. Anhand von konkreten Zahlen werde 
dort nachgewiesen, dass es weder eine „Zuwanderung in unser Sozialsystem“ noch eine Tendenz 
zum Verweilen in der „Soziale Hängematte“ gebe. Doch genau damit soll von ÖVP und Grünen die 
Kürzung der Mindestsicherung als Notwendigkeit argumentiert worden sein.  

Tatsächlich hängt die steigende Zahl an Sozialhilfeempfängern der letzten Jahre laut der 
Interpretation der Sozialdemokraten aber direkt mit der schwächelnden Konjunktur 
zusammen. 

Schuldumkehr durch Landesregierung? 

Umgekehrt führe laut SPÖ die brummende Wirtschaft jetzt dazu, dass weniger Menschen auf 
staatliche Unterstützung angewiesen sind. „Die Behauptung von den explodierenden 
Sozialkosten stellen sich damit als Märchen heraus. Steigende Sozialkosten stehen in 
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direktem Zusammenhang mit einer mangelhaften Wirtschaftspolitik. ÖVP und Grüne haben 
die Kürzung der Mindestsicherung aber als finanzpolitische Notwendigkeit dargestellt“, 
kritisiert SPÖ-Spitzenkandidat Reinhold Einwallner. „Tatsächlich handelt es sich dabei um 
den Versuch, Menschen, die aufgrund der generellen Wirtschaftslage in Not geraten sind, für 
die eigenen wirtschaftspolitischen Versäumnisse verantwortlich zu machen. Das ist eine 
klassische Schuldumkehrt. Der DOWAS-Bericht entzieht der Kürzung der Mindestsicherung 
vollständig den Boden. Diese Art des Sozialabbaus hätte nie passieren dürfen“, resümierte der 
Sozialdemokrat. 

Vermögens- und Erbschaftssteuern seien eine nachhaltige Lösung 

Ärgerlich sei die Herangehensweise der Landesregierung auch, weil damit der Blick auf die 
wirklichen finanzpolitischen Herausforderungen verdeckt wird. „In Österreich sitzt das 
reichste Prozent auf einem Vermögen von 543 Milliarden Euro. Die Mindestsicherung hat im 
vergangenen Jahr gerade einmal eine Milliarde Euro gekostet und ist damit nicht ansatzweise 
budgetrelevant. Man muss kein Genie sein, um angesichts dieser beiden Fakten auf eine echte 
Lösung zu kommen: Vermögen gehört fair besteuert, damit die Kluft zwischen Reich und 
Arm nicht noch größer wird. Doch gerade das ignoriert die ÖVP konsequent“, erklärte 
Einwallner. Er fordert die Einführung einer Vermögens- und Erbschaftssteuer. 



 



 



 






